
Amtliche Bekanntmachung der Stadt Moringen 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung der Stadt Moringen: 

 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 38 „Solarpark Nienhagen“ und damit 
zusammenhängende 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 
Aufstellungsbeschlüsse gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und frühzeitige 

Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB i.V.m. der frühzeitigen 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 

Abs. 1 BauGB 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Moringen hat in seiner Sitzung am 06.02.2023 

das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 38 „Solarpark Nienhagen“ 

und zur 28. Änderung des Flächennutzungsplanes eingeleitet und die 

Aufstellungsbeschlüsse gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. Die 

Aufstellungsbeschlüsse werden hiermit bekanntgemacht. 

Der Verwaltungsausschuss hat in vorgenannter Sitzung ebenso die Durchführung 

der frühzeitigen Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

beschlossen.  

Ziele und Zwecke der Planung: 
Die Bundesregierung hat den Ausstieg aus der Atomenergie beschlossen und damit 

die von einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragene Energiewende in 

Deutschland eingeleitet. Damit verbunden ist der verstärkte Ausbau der 

regenerativen Energiequellen. 

Mit der Novelle des EEG im Jahre 2022 soll der konsequente Ausbau der 

erneuerbaren Energien ermöglicht und weiter verstärkt vorangetrieben werden. Die 

Nutzung der erneuerbaren Energie wurde im EEG fortan als „überragendes 

öffentliches Interesse“ verankert. 

Ein privater Vorhabenträger beabsichtigt daher auf einer ca. 2,76 ha großen 

Teilfläche des Flurstückes 49, Flur 54, in der Gemarkung Moringen, zwischen der 

Ortschaft Nienhagen und der Kernstadt Moringen, nordwestlich, Photovoltaik-

Freiflächenanlagen (PVA) zu errichten. 

Das Areal befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich gemäß § 35 BauGB. 

Die Fläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Moringen bisher als 

Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die Flächen grenzen nicht an im 

Zusammenhang bebaute Ortsteile an und sind bisher unbebaut. 

PV-Freiflächenanlagen sind nur in einem Abstand von 200  

m entlang von Autobahnen und Schienenwegen im Außenbereich privilegierte 

Vorhaben. Bei anderen Standorten ist für die die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 



von PV-Anlagen im Außenbereich grundsätzlich die Aufstellung eines 

Bebauungsplanes erforderlich. 

Die Stadt Moringen hat gemäß § 1 (3) BauGB Bauleitpläne aufzustellen bzw. zu 

ändern, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 

erforderlich ist. Zur Baurechtsetzung ist demnach neben der 

Bebauungsplanaufstellung auch die Änderung des Flächennutzungsplanes 

erforderlich. Der wirksame Flächennutzungsplan stellt bisher Flächen für die 

Landwirtschaft dar. 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes und der Änderung des 

Flächennutzungsplanes wird wie folgt umgrenzt: 

 

(Kartengrundlage: Amtliche Karte 1:5000 (AK5), Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der 

Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung 2022) 

 

Gem. § 3 Abs. 1 BauGB liegen der Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 38 „Solarpark 

Nienhagen“ und der Vorentwurf der 28. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie 

bereits vorliegende Fachgutachten im Rathaus der Stadt Moringen, Amtsfreiheit 8/10, 

37186 Moringen, in der Zeit  

vom 21.02.2023 bis einschließlich 24.03.2023 

für jede Person zur Einsicht während der Dienststunden öffentlich aus.  

Die Planunterlagen können während des Auslegungszeitraumes auch im Internet auf 

der Homepage der Stadt Moringen unter  



https://www.moringen.de/stadt-moringen/wirtschaft-bauen-

umwelt/bauleitplaene-im-beteiligungsverfahren/ 

und auf der Homepage der planungsgruppe puche gmbh unter:  

https://pg-puche.de/beteiligungsverfahren-bauleitplanung/ 

eingesehen werden. 

Es besteht die Möglichkeit zur Äußerung und Erörterung. Während der 

Auslegungsfrist können alle an der Planung Interessierten die Planunterlagen 

einsehen sowie Stellungnahmen abgeben.  

 

Zur selben Zeit werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

beteiligt. In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange auf ihre Aufgabenbereiche beschränken; sie haben auch 

Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 

sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebietes bedeutsam sein können (§ 4 

Abs. 1 BauGB). 

 

Stadt Moringen, den 09.02.2023                                                                                    

In Vertretung:                                                                                                             

gez. Claus Stumpe 
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